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Riester-Rente/Sonderausgabenabzug 
Der Petitionsausschuss des Bundestags hält die in einer Petition erhobene Forderung, den 
Sonderausgabenabzug nach Paragraf 10a Einkommensteuergesetz (EstG) für die steuerlich geförderte 
private Altersvorsorge zeitnah von 2.100 Euro auf 3.500 Euro zu erhöhen, für angebracht. In seiner jüngsten 
Sitzung, Mitte Oktober, verabschiedete der Ausschuss eine Beschlussempfehlung an den Bundestag, die 
Petition dem Bundesfinanzministerium (BMF) zu überweisen.  Der Höchstbetrag von 2.200 Euro für den 
Sonderausgabenabzug im Rahmen der Riester-Förderung sei trotz erheblich veränderter 
Lebenshaltungskosten und Anforderungen an die Altersvorsorge nicht mehr angepasst worden. Vor diesem 
Hintergrund sei eine Erhöhung des Höchstbetrags auf 3.500 Euro geboten. Hierdurch könne die 
Eigenverantwortung der Versicherten gesteigert, bestehende Verträge im Sinne einer fairen und gerechten 
Lösung für alle Altersvorsorgenden verbessert und die Altersvorsorge gestärkt werden. Durch eine 
verbesserte steuerliche Förderung werden mehr Menschen motiviert aktiv für die Altersvorsorge zu sparen 
(lt. Petition). 
Quelle: Petitionsausschuss des Bundestags 
 

Niedersachsen startet Online-Versorgungsrechner für Beamtinnen und Beamte 
(gekürzt) Der neue Online-Versorgungsrechner ermöglicht niedersächsischen Beamtinnen und Beamten 
sowie Richterinnen und Richter jederzeit unverbindlich Informationen über ihre individuelle Pension aus der 
Beamtenversorgung zu gewinnen. Die Nutzerinnen und Nutzer geben dabei selbst ihre ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeiten ein. Auf dieser Grundlage werden die aktuell erreichten bzw. die voraussichtlichen 
Versorgungsansprüche bei Ruhestandsbeginn berechnet. Es können so verschiedene Szenarien 
durchgespielt werden, welche Auswirkungen beispielsweise eine geplante Teilzeitarbeit oder ein vorzeitiger 
Ruhestand auf die Altersversorgung hat. Durch den Versorgungsrechner wird das Serviceangebot deutlich 
ausgebaut, es ermöglicht einen unkomplizierten und direkten Überblick der persönlichen 
Alterssicherungsansprüche. Die Auskünfte werden anhand persönlich einzugebender Daten bestimmt. Die 
ruhegehaltsfähige Dienstzeit, der Ruhegehaltssatz, die Höhe der Versorgungsbezüge und ein möglicher 
Versorgungsabschlag können in Echtzeit ermittelt werden. Das Angebot ist ab sofort online unter 
https://versorgungsrechner-niedersachsen.de erreichbar. Alle erfolgten Eingaben werden nur im Rahmen der 
jeweiligen Anwendung und nicht dauerhaft gespeichert. Das Ergebnis der Berechnung kann jedoch in Form 
einer verschlüsselten Datei heruntergeladen werden, um bei einer erneuten Berechnung oder Fortsetzung 
der Berechnung auf die erfolgten Eingaben zugreifen zu können. Zusätzlich können die Ergebnisse am Ende 
der Berechnung heruntergeladen werden. 
Quelle: Nds. Finanzministerium 
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Elektronische Patientenakten 
(gekürzt) Durch Einblick in die neue elektronische Patientenakte (ePA) erfahren offenbar immer mehr 
Patienten von falschen Diagnosen oder Phantomdiagnosen in ihren Unterlagen. Demnach stoßen einige 
Patienten auf Krankheitsbefunde, die entweder überhöht oder frei erfunden sind. Dies gelte vor allem im 
Bereich der psychischen Erkrankungen, so die „Neue Westfälische“. Ein Hintergrund dafür könnte dem 
Bericht zufolge ein Anreizsystem zwischen Krankenkassen und Ärzten sein, mit dem für bestimmte 
Diagnosen höhere Pauschalen abgerechnet werden können. Falsche und übertriebene Diagnosen können 
für Patienten zum Problem werden, beim Abschluss einer Berufsunfähigkeits- oder Lebensversicherung, 
einem Wechsel in die private Krankenversicherung und auch beim Zugang zu bestimmten Berufen spielen 
ärztliche Befunde eine Rolle. Eintragungen in der ePA lassen sich löschen oder verbergen, auf die 
ursprüngliche ärztliche Akte direkt hat der Patient aber kaum Zugriff. Die Stiftung Unabhängige 
Patientenberatung Deutschland empfiehlt: „Jeder Patient sollte genau prüfen, was in seiner Patientenakte 
steht. Denn die Angaben können schwerwiegende Folgen haben.“ 
Quellen: aerzteblatt.de, Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland, Neue Westfälische 
 

Zuschlag zur Versicherungsrente 
(gekürzt) Ab 1. Dezember diesen Jahres wird der Zuschlag zur eigenen Versicherungsrente laut Deutsche 
Rentenversicherung (DRV) als Einkommen bei der Witwen-/ Witwerrente berücksichtigt und kann diese auch 
mindern. Das bedeutet: Wer eine Witwen- oder Witwenrente bezieht, muss damit rechnen, dass der 
Zuschlag zu einer Erwerbsminderungsrente (EM) entweder dazu führt, dass die Witwenrente stärker gekürzt 
wird als bisher, oder dass der Zuschlag dazu führt, dass die Witwenrente überhaupt zum ersten Mal gekürzt 
wird, wenn die EM-Rente zusammen mit dem Zuschlag den Freibetrag für eigenes Einkommen 
überschreitet. Einige Einkünfte haben grundsätzlich Einfluss auf die Höhe einer Witwenrente. Es wird aber 
nur der Teil der Einnahmen angerechnet, der oberhalb eines bestimmten Freibetrags liegt. Dieser beträgt 
vom 1. Juli 2025 bis 30. Juni 2026 1.076,86 Euro pro Monat. Für Kinder, die entweder minderjährig sind oder 
in der Schul- bzw. Berufsausbildung stecken, erhöht sich dieser pro Kind monatlich um gut 228 Euro.  
Übersteigen die Nettoeinkünfte etwa aus einer EM-Rente den geltenden Freibetrag, rechnet die DRV 40 
Prozent des übersteigenden Betrages an. Um die Nettoeinnahmen zu ermitteln, wendet die DRV ein 
pauschales Verfahren an. Von Bruttorenten werden 14 Prozent für den Beitrag zur Kranken- und 
Pflegeversicherung sowie für eine eventuelle Steuerbelastung abgezogen. Vom eigenen Arbeitseinkommen 
werden hingegen pauschal 40 Prozent abgezogen, da im Erwerbsleben noch weiter Abzüge hinzukommen, 
etwa der Rentenbeitrag. Hinweis: Die neue Regelung ab 1. Dezember 2025 erfordert handeln von allen 
Betroffenen. Es ist wichtig, die Änderungen bei der Rentenhöhe rechtzeitig zu melden und sich auf mögliche 
finanzielle Anpassungen vorzubereiten. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, finanztip.de 
 

Bundesregierung beschließt „Zukunftspakt Ehrenamt“ 
(gekürzt) Bürgerschaftliches Engagement ist ein zentraler Pfeiler für Zusammenhalt und Demokratie. 
Millionen Menschen in Deutschland setzen sich in Sportvereinen, Kulturinitiativen oder anderen Projekten 
ein. Um diese Arbeit zu stärken, würdigen und erleichtern, hat das Bundeskabinett am 10. September 2025 
den Entwurf eines Steueränderungsgesetzes verabschiedet. Der Beschluss ist der erste Schritt zur 
Umsetzung des im Koalitionsvertrag verankerten „Zukunftspakt Ehrenamt“. Ziel ist es, Ehrenamtliche zu 
entlasten, Vereinen Planungssicherheit zu geben und bürokratische Hürden abzubauen. 
Die wichtigsten Verbesserungen im Überblick: 
  Höhere Freibeträge: Die Übungsleiterpauschale steigt von 3.000 auf 3.300 Euro und die 
Ehrenamtspauschale von 840 auf 960 Euro jährlich. So können Aufwandsentschädigungen steuerfrei 
gezahlt werden. 
  Erleichterte Mittelverwendung: Kleine und mittlere Vereine mit Einnahmen bis 100.000 Euro müssen ihre 
Mittel nicht mehr zeitnah verwenden, das schafft mehr Flexibilität. 
  Entlastung bei kleinen Umsätzen: Einnahmen bis 50.000 Euro müssen nicht mehr auf verschiedene 
Steuerarten aufgeteilt werden. Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe in diesem Rahmen sind von Körperschafts- 
und Gewerbesteuer befreit. 
  Stärkerer Schutz durch Haftungsprivileg: Die Grenze wird von 840 auf 3.300 Euro angehoben. Wer sich 
engagiert, muss bei Missgeschicken nicht mehr mit eigener Haftung rechnen. 
  Neue Gemeinnützigkeitsfelder: E-Sport wird gemeinnützig anerkannt, ebenso die Installation von 
Photovoltaikanlagen durch Vereine, ohne Verlust der Gemeinnützigkeit. 
Quellen: Freiwilligen Server, Bundesregierung/Bundeskabinett 
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Sterbevierteljahr/Vorschuss 
Nach dem Tod des Partners können Witwen und Witwer finanzielle Unterstützung von der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhalten. Hat der verstorbene Ehepartner schon eine Rente bezogen, kann innerhalb 
von 30 Tagen nach dem Tod beim Renten-Service der Deutschen Post einen Vorschuss auf die Witwen- 
oder Witwerrente beantragt werden. 
Als Überbrückung wird die Rentenzahlung für die nächsten drei Monate in einer Summe im Voraus 
ausgezahlt. Zusätzlich zum Antrag auf Vorschusszahlung müssen Betroffene einen formellen Rentenantrag 
beim zuständigen Rentenversicherungsträger stellen. Dieser rechnet den Vorschuss dann auf die 
Hinterbliebenenrente an. Eigenes Einkommen der Witwe oder des Witwers wird hierbei nicht angerechnet. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Altersrente für schwerbehinderte Menschen 
Urteil: Landessozialgericht Berlin-Brandenburg v. 15. Oktober 2025 Az.: L 33 R 392/24 
Der Anspruch auf Altersrente für schwerbehinderte Menschen setzt zwingend voraus, dass der Versicherte 
mindestens 35 Jahre lang gesetzlich rentenversichert war. Wer zwar sehr viel länger arbeitet, in diesem Fall 
46 Jahre lang, aber einen Großteil der Zeit als Beamter versicherungsfrei war, kann daher trotz 
vergleichbarer „Lebensleistung“ keine solche Rente beanspruchen, entschied das Landessozialgericht 
(LSG) Berlin-Brandenburg. 
Kurzfassung: Der Kläger sammelte durch Berufsausbildung und berufliche Tätigkeit auf diese Weise rund 17 
Jahre Beitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. Danach wurde er aktiver Beamter des Landes 
Berlin über 29 Jahre. Da bei ihm ein Grad der Behinderung (GdB) vom 60 festgestellt wurde, gewährte das 
Land Berlin anschließend ein vorzeitiges Ruhegehalt für schwerbehinderte Menschen. Grundlage dieser 
Berechnung sind nur die als Beamter zurückgelegten Dienstzeiten. 
Mitte 2023 beantragte der Kläger auch bei der gesetzlichen Rentenversicherung (DRK) eine Altersrente. Sie 
lehnte den Antrag ab, weil die erforderliche Wartezeit von 35 Jahren nicht erfüllt wurde. Sein 
Versicherungskonto enthalte nur rentenrechtliche Zeiten von 17 Jahren. Auch das Sozialgericht Potsdam 
wies die daraufhin erhobene Klage ab. Dagegen legte der Kläger Berufung beim LSG Berlin-Brandenburg 
ein. Das LSG wies die Berufung mit seinem Urteil vom 15. Okt. 2025 zurück und gab der 
Rentenversicherung Recht. 
Grund: Es gibt keine gesetzliche Regelung, die es erlauben würde, dem Kläger eine Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen auch ohne Erfüllung der sogenannten Wartezeit von 35 Jahren zuzusprechen. 
Die Wartezeitregelung verstoße nicht gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Artikel 3 Absatz 1 
Grundgesetz. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, eine Revision kann beim Bundessozialgericht beantragt werden, so 
das LSG Berlin-Brandenburg. 
Quelle: ihre.vorsorge.de 
 

Pünktliche Rentenzahlung 
Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) weist darauf hin, damit zwischen Erwerbseinkommen und erster 
Rentenzahlung keine Unterbrechung auftritt, sollte der vollständige Rentenantrag möglichst drei Monate vor 
dem geplanten Beginn gestellt werden.  In dem Antrag werden Daten erfasst, die für den Rentenanspruch 
wichtig sind. Spätestens dann müssen fehlende Unterlagen und Zeiten, die noch nicht im 
Versicherungsverlauf gespeichert sind, der DRV mitgeteilt werden. 
Außerdem benötigt die DRV die Krankenversicherungsnummer und die internationale Kontonummer (IBAN). 
Außerdem ist bei Überweisungen ins Ausland die internationale Bankleitzahl (BIC) anzugeben. 
Beantragt werden kann die Rente schnell und einfach auf www.deutsche-rentenversicherung.de unter 
Online-Service. Ausführliche Informationen bieten die Themenseiten und das Faltblatt „Ihr Rentenantrag – so 
geht`s“, welches kostenfrei heruntergeladen werden kann.  
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Steuerklärung, ab wann? 
Das gilt für diejenigen, deren gesamte Einkünfte den Grundfreibetrag überschreiten. Dieser liegt für das Jahr 
2025 bei 12.096 Euro. Zwar ist ein Teil der Altersrente steuerfrei, allerdings zählen zu dem Gesamtbetrag 
auch noch Einkünfte wie Mieteinnahmen, Witwenrente oder betriebliche Altersversorgung. Wer mit allem 
zusammen auf zum Beispiel 13.000 Euro kommt, liegt somit über dem Grundfreibetrag und muss eine 
Steuererklärung abgeben. Wer sich nicht sicher ist, kann sich das online mit dem 
Rentenbesteuerungsrechner der Vereinigte Lohnsteuerhilfe (VLH) ausrechnen lassen. 
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Eine Steuererklärung abgeben heißt nicht automatisch auch Steuern zahlen zu müssen. Auch Rentner 
können in ihrer Steuererklärung Ausgaben geltend machen, die die Steuerlast drücken. Liegt das 
steuerpflichtige Einkommen nach diesen Abzügen dann wieder unter dem Grundfreibetrag, fallen trotz einer 
abgegebenen Steuererklärung keine Steuern an. 
Absetzen kann man Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Handwerkerkosten bis zur entsprechenden Höchstgrenze, Werbungskosten. Werden 
keine benannt, für den zieht das Finanzamt 102 Euro pauschal ab, zudem außergewöhnliche Belastungen, 
hier wird eine individuelle zumutbare Eigenbelastung errechnet. 
Das Online-Portal Elster bietet mit „einfachELSTER“ einen Service speziell für Menschen in Rente oder 
Pensionsbezieher an. Diese können darüber einfach und schnell ihre Steuererklärung abgeben.  
Allerdings: Die vereinfachte Steuererklärung nutzt nichts, wer Kapitaleinkünfte oberhalb des 
Sparerpauschbetrags oder mehr Einkünfte als aus einem Minijob hat. Auch bei zusätzlichen Einkünften zum 
Beispiel aus Vermietung oder einem Gewerbe ist die einfache Variante nicht möglich. 
Quelle: Vereinigte Lohnsteuerhilfe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


